
Mehr als eine Million Mobbingfäl-
le (5) mit geschätzten 30 Milliar-
den DM betriebswirtschaftli-

chen Schäden (15) belasten auch das
deutsche Sozialversicherungssystem in
unbekannter Höhe. Neben Kündigun-
gen mit hieraus resultierenden Kosten
für Arbeitslosenversicherung und So-
zialhilfe tragen vorrangig mobbingbe-
dingte Krankheitskosten bei der Kran-
ken- und Rentenversicherung zu den
materiellen Schadensfolgen im Sozial-
versicherungssystem bei.

Der 100. Deutsche Ärztetag be-
zeichnete die Folgen von Mobbing als
ein „zentrales Gesundheitsproblem“
und forderte gezielte Maßnahmen in
der ärztlichen Fort- und Weiterbil-
dung, von Kranken- und Rentenversi-
cherungsträgern sowie von den Ver-
antwortlichen in Betrieben (5). Unbe-
stritten führt Mobbing kumulierend zu
psychischen und psychosomatischen
Erkrankungen, die das Mobbingopfer
in den Suizid treiben können. Schät-
zungen zufolge werden bis zu 20 Pro-
zent aller Suizide durch Mobbing ver-
ursacht (14); dies entspricht in
Deutschland bis zu 3 000 Suiziden pro
Jahr (13). 42 Prozent der befragten
Mobbingopfer geben Selbstmordge-
danken an (9). Bei einer Mobbingtele-
fonaktion der AOK Hamburg im Au-
gust 1993 waren fast 57 Prozent der
Anrufer bis zu sechs Wochen arbeits-
unfähig, 31 Prozent bis zu drei Mona-
ten und 12 Prozent über drei Monate
hinaus (10). 

Fehlende Schätzungen über durch
Mobbing verursachte Schäden im Sozi-
alversicherungssystem sind die Folge
einer uneinheitlichen Diagnostik und
Therapie, wodurch eine abgestimmte
und einheitliche versicherungstechni-
sche Abwicklung und ein koordiniertes
Vorgehen gegen Mobber verhindert
wird.

Diagnostische Problematik

Mobbingbedingte Erkrankungen ver-
stecken sich hinter unzähligen Syn-
dromdiagnosen, wie zum Beispiel In-
somnie, Angsterkrankung, Depression,
Persönlichkeitsstörung, Anpassungs-
störung, Paranoia, psychovegetatives
Syndrom, posttraumatische Bela-
stungsstörung und so weiter. Unabhän-
gig von der Richtigkeit dieser Diagno-
sen fehlt die entscheidende Ursachen-
benennung „Mobbing“. So wie erst die
Ursachenbezeichnung „bakterieller In-
fekt“ die standardisierte Behandlung
ermöglicht, das heißt die Vernichtung
der Bakterien, so ist auch erst die Ursa-
chenbezeichnung Mobbing geeignet, in
Verbindung mit dem Überbegriff „trau-
matische Belastungsstörung“ eine Be-
standsaufnahme zu erheben, um gezielt
das Mobbing zu bekämpfen. Die Auf-
nahme von Krankheiten verursachen-
dem Mobbing in die Psychotraumatolo-
gie ist vollzogen (8), hat aber noch nicht
Eingang in den allgemeinen medizini-
schen Kenntnisstand gefunden – mit fa-
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Mobbing

Hilflose Helfer in
Diagnostik und Therapie
Mobbing als Ursache von Krankheiten wurde inzwischen 
in die Lehrbücher der Psychotraumatologie aufgenommen;
dies gilt aber noch nicht für die allgemeine medizinische
Diagnostik – mit fatalen Folgen für Mobbingopfer 
bei Begutachtung und Therapie.

Argeo Bämayr

Gesundheitswesens obligatorisch. Ge-
zahlt wird im Schadensfall, ohne dass
medizinische Fahrlässigkeit nachgewie-
sen werden muss. Es genügt, dass der
Schadensfall mit einer Handlung ver-
bunden ist, für die ein Mitarbeiter einer
Einrichtung des Gesundheitswesens
verantwortlich ist.

Koziol warnte vor der Erwartung,
ein Patient werde rascher entschädigt,
wenn die verschuldensunabhängige Haf-
tung eingeführt würde: „Diese Hoff-
nung ist trügerisch.“ Auch dann müsse
nämlich ein Zusammenhang zwischen
einer Behandlung und der Verschlech-
terung des Gesundheitszustands herge-
stellt werden: „Gerade dies wirft die
größten Probleme in Arzthaftungspro-
zessen auf.“

Die Hoffnung, dass sich Ärzte unter
solchen Bedingungen stärker an der
Aufklärung von Behandlungsfehlern
beteiligen, habe sich bislang nicht er-
füllt. Es blieben nämlich die strafrechtli-
chen Folgen sowie die Rufschädigung
für den Arzt. Koziol wies zudem darauf
hin, dass die Beseitigung der persönli-
chen Haftung von Ärztinnen und Ärz-
ten dazu führe, dass die Präventivfunkti-
on des Schadensersatzrechts ausge-
schaltet werde. Ein weiterer Gesichts-
punkt sei die Erwartung des Patienten:
Es sei menschlich, dass man ein Fehler-
eingeständnis und Konsequenzen aus
einem Fehlverhalten erwarte. 

Teilweise Schadensersatz

Koziol stimmte jedoch der Kritik zu,
dass es in ganz Europa oft zu lange
dauere, bis ein Schaden reguliert wird.
Insgesamt sprach er sich dafür aus, in
Deutschland die Beweislastverteilung
in Arzthaftungsverfahren zu überprü-
fen, insbesondere bei ungeklärter Ver-
ursachung: „Es geht um die Frage, ob
dem Patienten dann, wenn die Ver-
ursachung des Gesundheitsschadens
durch einen Behandlungsfehler nicht
mit ausreichender Sicherheit bewiesen
werden kann, immerhin ein Teil des
Schadens zu ersetzen ist.“ Auch könne
man zukünftig bei Verletzung der ver-
traglichen Haftung Schmerzensgeld
vorsehen. Bislang ist dies in Deutsch-
land nur bei deliktischer Haftung vor-
gesehen. Sabine Rieser



talen Folgen für Mobbingopfer bei Be-
gutachtung und Therapie.

Die Nichtanerkennung von Mob-
bingfolgen als Trauma ist auf einen
mangelhaften Wissensstand (14) und
auf Abwehrprozesse (8) der zu „hilflo-
sen Helfern“ verdammten Therapeuten
zurückzuführen, die – anders als in der
übrigen Medizin – die Krank-
heitsursache nicht direkt be-
kämpfen können. Als Objekt
der Behandlung bleibt folglich
nur das Mobbingopfer übrig,
dem eine „behandelbare Ursa-
che“ in Form von selbstverur-
sachten oder indirekt schuldzu-
weisenden Fehldiagnosen wie
Persönlichkeitsstörungen, Pa-
ranoia, Anpassungsstörung auf-
erlegt wird und dem ein thera-
peutisches Programm überge-
stülpt wird, was im Ergebnis ei-
ner Opferbeschuldigung gleich-
kommt (14). Diese ärztlichen
Fehleinschätzungen bei Mob-
bingopfern sind derart häufig,
dass der führende europäische
Mobbingforscher Heinz Ley-
mann die Phase 4 der Mobbingkatastro-
phe den ärztlichen Fehldiagnosen und
Stigmatisierungen gewidmet hat (14).

Erst wenn man sich in die Situation
eines Mobbingopfers hineinzuverset-
zen vermag, versteht man seine trauma-
tische Erfahrung (8). Erst wenn man
weiß, dass eine traumatische Bela-
stungsstörung offensichtlich schwerer
und anhaltender ist, wenn der Stress auf
Handlungen von Menschen zurückgeht
(6), wird man begreifen, dass Mobbing
als von Menschen verursachter Psycho-
terror ein „Psychotrauma“ darstellt.
Das mobbingbedingte Psychotrauma
begründet sich aus den Gefährdungen
der gesundheitlichen Existenz (bis hin
zum Suizid), der wirtschaftlichen Exi-
stenz (bis hin zum Arbeitsplatzverlust)
und der familiären Existenz (bis hin
zum Bruch der familiären Strukturen).
Mobbing ist pure Gewalt, die jeden, un-
abhängig von der prämorbiden Persön-
lichkeit, treffen kann (7). Fatal für
Mobbingopfer ist, wenn professionelle
Helfer wegsehen, nicht wahrhaben wol-
len, bagatellisieren oder sogar durch
Fehleinschätzungen im Ergebnis mit-
mobben: Etwa wenn dem Mobbingop-
fer mit der Diagnose „Anpassungs-

störung“ auch noch vorgeworfen wird,
sich dem Mobbing nicht anzupassen.
Die diagnostische Einordnung im ICD
10-SGB V bereitet Probleme, da der
Begriff Mobbing in keiner Diagnose,
auch in der noch am ehesten zutreffen-
den Diagnose der „posttraumatischen
Belastungsstörung“ komplett enthalten

ist (11). Letztere Diagnose suggeriert
zudem eine Störung nach einem schwe-
ren Trauma, während die mobbingbe-
dingte traumatische Belastungsstörung
als Folge von vielen kumulierend wir-
kenden leichten, mittelschweren und
gelegentlich auch schweren einzelnen
Mobbinghandlungen entsteht.

Therapeutische Problematik

In Ermangelung einer ursächlichen Zu-
griffsmöglichkeit auf das Mobbing be-
handelt der „hilflose Helfer“ syndrom-
bezogen statt ursächlich. Begreift der
Therapeut die Mobbingfolgen nicht als
Trauma, so reagiert der Helfer psycholo-
gisch normal mit Resignation, Abwehr
oder gar (unterschwelliger) Aggression
und projiziert sein „Versagen“ in das
Mobbingopfer, dem er ein subjektiv zu
verantwortendes krankhaftes Versagen

gegenüber den Mobbern unterstellt oder
dem er indirekt sogar vorwirft, das Mob-
bing selbst provoziert zu haben. Diese
Opferbeschuldigung erschüttert ein wei-
teres Mal das Selbst- und Weltverständ-
nis des Mobbingopfers (8), wie schon im
Betrieb, wo das Mobbingopfer statt An-
erkennung für seine Arbeit Schikane,

Ablehnung und drohenden
Rausschmiss erfährt. 

Selbst Psychotherapeuten,
sofern sie nicht in der Psycho-
traumatologie erfahren sind,
neigen zur indirekten Opferbe-
schuldigung, indem sie ihr Neu-
rosen-Know-how Psychotrau-
matisierten überstülpen und 
in der Entwicklungsanamnese
nach Ursachen beim Patienten
für das Mobbing suchen oder
der Frage nachgehen, warum
der Patient das Mobbing nicht
verhindern kann. Die Opferbe-
schuldigung ist im psychothera-
peutischen Bereich so institu-
tionalisiert, dass selbst der in
der Psychotraumatologie er-
fahrene Therapeut in einem Di-

lemma steckt: Gutachterpflichtige Psy-
chotherapien werden nur dann geneh-
migt, wenn in diesem Gutachten eine
neurotische Entwicklung herausgear-
beitet wird, die in einem inneren Zu-
sammenhang mit dem aktuell zu bear-
beitenden Konflikt steht (16). Kein
Mensch käme auf die Idee, beim organi-
schen Trauma eines Schädelbruchs
durch einen heruntergefallenen Ast
nach der Entwicklungsanamnese zu fra-
gen.

Die in der Medizin und ganz beson-
ders in der Psychotherapie zum Dogma
erhobene „Neutralität“ des Arztes wird
durch die direkte oder indirekte „Op-
ferbeschuldigung“ grob verletzt. Statt
einer Opferbeschuldigung fordert die
Psychotraumatologie eine Abkehr von
der „Neutralität“ hin zur „parteilichen
Abstinenz“ (8). Jedoch kann diese For-
derung nicht ausreichen, da das trauma-
tische Geschehen bei Mobbing nicht be-
endet ist, sondern kumulierend andau-
ert. „Parteiliche Abstinenz“ bei Mob-
bing ist gefährlich nahe an unterlassener
Hilfeleistung, weshalb eine „parteiliche
Unterstützung“ zum Beispiel durch At-
teste, Meldungen an Versicherungsträ-
ger und Ähnliches zu fordern ist (14).
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Der Beitrag „Mobbing“ am Krankenhaus (DÄ
Heft 12/2001) stieß auf große Resonanz bei den
Lesern des Deutschen Ärzteblattes, was auch in
der regen Diskussion im Internet-Forum
(www.aerzteblatt.de) zum Ausdruck kommt. Die
Diagnosestellung für Mobbing bereitet aller-
dings noch große Probleme.



Werden die äußeren Umstände des
Mobbings nicht beseitigt, verursacht
das immer kränker werdende
Mobbingopfer Kosten beim Arbeits-
amt oder Sozialamt und/oder bei der
Krankenkasse durch ärztliche Be-
handlung, Krankenhausaufenthalte,
Krankengeld und später beim Renten-
versicherungsträger durch Rehabilita-
tionsmaßnahmen oder vorzeitige Be-
rentung. Jedes einzelne soziale Versi-
cherungssystem ist dabei bestrebt, aus
Kostenminimierungsgründen das Mob-
bingopfer wieder der Arbeit zuzu-
führen, obwohl alle Maßnahmen, die
administrativ und fremdbestimmend
am Mobbingopfer ansetzen, regel-
mäßig scheitern. In Ermangelung ei-
ner gutachterlichen Überprüfung des
Zusammenhangs der Krankheitssymp-
tome mit der beruflichen Situation
kommt es in Verbindung mit intrapsy-
chischen Abwehrmechanismen der
meist nicht ausreichend ausgebildeten
Gutachter häufig zu willkürlichen
Entscheidungen, die die Opfer teils
noch stärker traumatisieren als das
Mobbing selbst – so etwa wenn Mob-
bingopfern durch Beendigung der Ar-
beitsunfähigkeit die „Willensanstren-
gung“ zur Bewältigung der Angst auf-
erlegt wird, sich dem Psychoterror der
Mobber erneut auszusetzen. Diese
Aufforderung zur Willensanstrengung
hat ihre Berechtigung bei unbegrün-
deten Ängsten (zum Beispiel Klaust-
rophobie), aber nicht bei begründeten
Ängsten.

Verstoß gegen
Arbeitsschutzgesetz

Wer dies verlangt, mobbt mit, obwohl
die Arbeitsunfähigkeits-Richtlinien im
Punkt 1 Satz 1 und 2 ausdrücklich die
Attestierung der Arbeitsunfähigkeit er-
lauben, „wenn aufgrund eines bestimm-
ten Krankheitszustandes, der für sich
allein noch keine Arbeitsunfähigkeit
bedingt, absehbar ist, dass aus der Aus-
übung der Tätigkeit für die Gesundheit
oder die Genesung abträgliche Folgen
erwachsen, die Arbeitsunfähigkeit un-
mittelbar hervorrufen“ (3). Diese durch
den Kostendruck bedingten „Gesund-
schreibungen“ haben ein nicht mehr
hinzunehmendes Ausmaß erreicht.

Mobbing als Akt des Psychoterrors
stellt einen Verstoß gegen das Arbeits-
schutzgesetz (ArbschG) dar, wonach
jeder Arbeitnehmer ein Recht auf ei-
ne „menschengerechte Gestaltung der
Arbeit“ hat (1), wonach „vom Arbeit-
geber Maßnahmen mit dem Ziel zu
planen sind, Technik, Arbeitsorgani-
sation, sonstige Arbeitsbedingungen,
soziale Beziehungen und Einfluss der
Umwelt auf den Arbeitsplatz sachge-
recht zu verknüpfen“ (2). 

Ausblick und Forderung

Da Mobbing immer nur dann möglich
ist, wenn es von der Betriebsleitung
selbst betrieben oder geduldet wird,
ist ein Sanktionsszenario auf Betriebs-
leitungen zu entwickeln, indem die
dafür vorgesehenen außerbetriebli-
chen Institutionen ihre gesetzlichen
Aufgaben wahrnehmen. Der behan-
delnde Arzt meldet der Krankenkasse
zum Beispiel über die Krankmeldung
gesundheitsgefährdende Arbeitsplatz-
bedingungen, etwa in Form der Dia-
gnose: „Mobbingsyndrom“. Nach § 20
Abs. 2 SGB V hat die Krankenkasse
bei begründetem Verdacht auf eine
berufsbedingte gesundheitliche Ge-
fährdung „dies unverzüglich den für
den Arbeitsschutz zuständigen Stellen
und dem Unfallversicherungsträger
mitzuteilen“, die Sanktionen in Form
von Abmahnungen, Bußgeldern und
Schadenersatzforderungen einleiten.
Erst wenn das Mobbingopfer einen
außerbetrieblichen Lotsen einer für
den Arbeitsschutz zuständigen Stelle
und eine „Streitmacht“ hinter sich
weiß (Arzt, Psychologe, Selbsthilfe-
gruppen, Mobbingberatungsstellen,
Krankenkassen, Renten- und MDK-
Gutachter, Unfallversicherungsträger,
Betriebsrat, Gewerkschaft, Anwalt,
Gericht und andere), besteht eine
Aussicht auf Wiederherstellung seiner
Gesundheit, Erhalt seines Arbeits-
platzes und auf Schadenersatz. Die ju-
ristische Behandlung der Mobbing-
problematik ist noch äußerst unbefrie-
digend, dringt aber zunehmend in das
Bewusstsein von Juristen ein (7, 12)
und kann immerhin schon auf eine
Mobbingdefinition des Bundesar-
beitsgerichts (BAG) verweisen, wel-

che aber die körperverletzenden ge-
sundheitlichen Auswirkungen noch
unberücksichtigt lässt (4):

„Mobbing ist das systematische An-
feinden, Schikanieren oder Diskrimi-
nieren von Arbeitnehmern unterein-
ander oder durch Vorgesetzte. Es wird
durch Stresssituationen am Arbeits-
platz begünstigt, deren Ursachen un-
ter anderem in einer Über- oder Un-
terforderung einzelner Arbeitnehmer
oder Arbeitnehmergruppen, in der Ar-
beitsorganisation oder im Verhalten
von Vorgesetzten liegen können.
Schwierigkeiten bereiten vor allem das
Erkennen von Mobbing, die Beurtei-
lung der Glaubwürdigkeit der Betrof-
fenen sowie die Abgrenzung gegen-
über sozial anerkannten Verhaltens-
weisen am Arbeitsplatz.“ Juristisch
wegweisend für eine puzzleartige Ge-
samtwürdigung eines eigenständigen
Mobbingverfahrens dürfte auch die
aktuelle Musterentscheidung des
Thüringer Landesarbeitsgerichts vom
10. April 2001 sein, welche in der Ent-
scheidungsdokumentation (5 Sa 403/
2000) unter anderem die Entschei-
dungsstichworte „Mobbing“, „allge-
meines Persönlichkeitsrecht“ und den
„Grundsatz des fairen Verfahrens bei
Mobbing-Rechtsstreit“ auflistet.

Insbesondere ärztliche und psycho-
logische Psychotraumatologen sind als
Sachverständige geeignet, einen mög-
lichen Zusammenhang zwischen den
gesundheitlichen Auswirkungen und
den Mobbinghandlungen zu begutach-
ten, besonders wenn Tagebucheintra-
gungen, plötzliche Verschlechterung
von Arbeitszeugnissen, rechtswidrige
Abmahnungen und Kündigungen, ei-
ne umfassende Situationsanalyse und
Krankheitsanamnese entlang des
LIPT-Fragebogens und psychischer
Befund ein vollständiges Puzzle erge-
ben.
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❚ Zitierweise dieses Beitrags:
Dt Ärztebl 2001; 98: A 1811–1813 [Heft 27]

Die Zahlen in Klammern beziehen sich auf das Literatur-
verzeichnis, das über den Sonderdruck beim Verfasser
und über das Internet (www.aerzteblatt.de) erhältlich ist.
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